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Vorfahrt für  
Energieinfrastrukturprojekte
Vorschlag der Kommission für eine Verordnung zu 
Leitlinien für transeuropäische Energieinfrastruktur

Nicolas Raschauer / Peter Sander

Die Kommission ist der Auffassung, dass die EU drin-
gend in ihre Energieinfrastruktur investieren muss, 
um die bestehenden energie- und klimapolitischen 
Ziele bis 2020 erreichen zu können. Ein Bestandteil der 
roadmap 2020 ist die Effektuierung der bestehenden 
Genehmigungsverfahren für Energieinfrastrukturvor-
haben. Zu diesem Zweck hat die Kommission Leitlinien 

in Verordnungsform vorgeschlagen, durch die nationa-
le Genehmigungsverfahren für Vorhaben von gemein-
samem Interesse ( VGI ) im Bereich der Energieinfra-
struktur gestrafft und besser koordiniert werden. Das 
nachfolgende Manuskript beleuchtet den aktuellen Ver-
ordnungsvorschlag und macht auf Umsetzungsbedarf 
in den MaterienG aufmerksam.

Rechtsquellen

NSchG, TEN-E-V, UVP-G, WRG
Schlagworte

Behörde, Energieinfrastruktur, Genehmigung, Interes-
senabwägung, Naturschutzrecht, TEN-Leitlinien, Umset-
zung, UVP, Verordnung, Wasserrecht;
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I.  Der Verordnungsvorschlag

A.  Hintergrund und historischer Kontext

Seit Jahren versucht die Kommission einerseits den 
Energiebinnenmarkt zu realisieren und Wettbewerbs-
barrieren weitestgehend abzubauen, andererseits aber 
auch die Schaffung von zumeist linienförmiger Infra-
struktur mit gesamteuropäischer Bedeutung mit dem 
» Blick auf das Ganze « zu ordnen und zu fördern. Am 
Schnittpunkt dieser Bestrebungen hat sie am 17.  11.  2010 
eine als » Energieinfrastrukturprioritäten bis 2020 und 
danach « betitelte Mitteilung veröffentlicht,1 mit der vor 
allem eine neue EU-Energieinfrastrukturpolitik gefor-
dert wird, die die Netzentwicklung europaweit koor-
dinieren und optimieren soll. In Umsetzung der darin 
erhobenen Forderung nach Überarbeitung der beste-
henden Politik im Bereich der transeuropäischen Ener-
gienetze ( TEN-E ) sowie des dazugehörigen Finanzie-
rungsrahmens ist am 29.  06.  2011 die Mitteilung » Ein 
Haushalt für Europa 2020 « 2 verabschiedet und darin 
vorgeschlagen worden, die Fertigstellung vorrangiger 
Energie-, Verkehrs- und IKT 3-Infrastruktur finanziell zu 
fördern.4 Als nunmehr letzten Schritt zur Umsetzung ist 
am 19.  10.  2011 ein Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zu Leitlinien 
für die transeuropäische Energieinfrastruktur und zur 
Aufhebung der Entscheidung Nr. 1364 / 2006 / EG 5 vorge-
legt worden, mit dem Regeln für die rechtzeitige Ent-
wicklung und Interoperabilität der transeuropäischen 
Energienetze festgelegt werden.

Ersichtliches Ziel der Kommission ist die Moderni-
sierung der transeuropäischen Energienetze ( TEN-E ), 
um den energiepolitischen Herausforderungen  – Wett-
bewerbsfähigkeit, Klimaschutz und Versorgungssicher-
heit – zu begegnen.

Immer unter Berücksichtigung der » 20 / 20 / 20-Ziele « 6 
sollen vor allem eine Beschleunigung von Genehmi-

1	 KOM ( 2010 ) 677 endg.
2	 KOM ( 2011 ) 500 / I endg und KOM ( 2011 ) 500 / II endg.
3	 Informations- und Kommunikationstechnologie.
4	 In der 5. Begründungserwägung des Entwurfes heißt es dazu 

explizit, dass die Evaluierung des aktuellen TEN-E-Rahmens 
klar gezeigt habe, dass diese Politik ( bezogen auf die Leitlini-
en für transeuropäische Energienetze ) zwar einen positiven 
Beitrag zu ausgewählten Projekten leistet, indem sie diese 
politisch sichtbar macht, es ihr aber auch an Vision, Fokus-
sierung und Flexibilität fehlt, um die festgestellten Infra-
strukturlücken zu schließen.

5	 KOM ( 2011 ) 658 endg. Nicht näher spezifizierte Artikelver-
weise beziehen sich in weiterer Folge auf diesen Verord-
nungsvorschlag. Dieser wird ergänzt durch die vorgeschla-
gene Verordnung zur Schaffung der » Fazilität Connecting 
Europe «, die von 2014 bis 2020 für die Energieinfrastruktur 
EU-Fördergelder von 9,1 Mrd Euro vorsieht; KOM ( 2011 ) 665 
endg, 7.

6	 20% weniger Treibhausgase, 20% Steigerung der Energieeffi-
zienz und 20% mehr Anteil an erneuerbarer Energie bis 2020.

gungsverfahren, Erleichterungen der Regulierung sowie 
eine adäquate finanzielle Unterstützung sichergestellt 
werden. Der Verordnungsvorschlag bezieht sich dabei 
in erster Linie – sicherlich auch unter dem Eindruck der 
» Fukushima-Katastrophe « – auf den zügigen Ausbau des 
Erdgasfernleitungsnetzes, weil Erdgas ( sowohl als Flüs-
siggas LNG, als auch als komprimiertes Ergas CNG ) wei-
terhin und vor allem als Brückenenergieträger eine für 
die Versorgungssicherheit wichtige Schlüsselrolle im 
Energiemix der Union spielen und als Reservebrennstoff 
zum Ausgleich von Stromerzeugungsschwankungen an 
Bedeutung gewinnen soll. Gleichermaßen soll auch der 
Ausbau der Hochspannungsstromübertragungsnet-
ze wie auch der Infrastruktur für den CO2-Transport 7 
gefördert werden, wobei die Kommission in diesen drei 
Sektoren einen Gesamtinvestitionsbedarf von ca. € 200 
Mrd. ausmacht.8

Ein für die Praxis wohl zentraler Aspekt des Verord-
nungsvorschlages ist die Legaldefinition von Vorhaben, 
die im gemeinsamen europäischen Interesse liegen 
( Vorhaben von gemeinsamem Interesse – VGI ), was sich 
vor allem in Zusammenschau mit der FFH-RL 9 und der 
Wasserrahmenrichtlinie ( WRRL ) 10 widerspiegelt und in 
diesem Beitrag näher vorgestellt werden soll.

B.  Bisheriger Rechtsrahmen

Die bisher bestehenden TEN-E-Leitlinien berücksich-
tigten ausschließlich Vorhaben aus dem Strom- und 
Gassektor. Nunmehr sollen auch Vorhaben zum Trans-
port von Erdöl oder CO2 erfasst werden. Politisch wohl 
am brisantesten ist die Tatsache, dass die bisher im 
bestehenden Rechtsrahmen nicht regulierten nationa-
len Genehmigungsverfahren ausdrücklichen Vorgaben 
unterworfen werden sollen; dies mit dem Ziel der Straf-
fung der nationalen Genehmigungsverfahren.

7	 Richtlinie 2009 / 31 / EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. April 2009 über die geologische Speiche-
rung von Kohlendioxid und zur Änderung der Richtlinie 
85 / 337 / EWG des Rates sowie der Richtlinien 2000 / 60 / EG, 
2001 / 80 / EG, 2004 / 35 / EG, 2006 / 12 / EG und 2008 / 1/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verord-
nung ( EG ) Nr. 1013 / 2006; ABl L 140 vom 5.  6.  2009, 114.

8	 Ca 140 Mrd Euro für Hochspannungsstrom-Übertragungs-
netze, Speicherung und » intelligente Stromnetze «; ca 70 
Mrd Euro für Hochdruckgasfernleitungen ( in die EU und 
zwischen den Mitgliedstaaten ), Speicherung, Terminals für 
Flüssiggas ( LNG ) und komprimiertes Erdgas ( CNG ) sowie 
Infrastruktur für den Gastransport entgegen der Hauptfluss-
richtung; ca. 2,5 Mrd Euro für die CO2-Transportinfrastruk-
tur; vgl Mitteilung KOM ( 2011 ) 658 endg.

9	 Richtlinie 92 / 43 / EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhal-
tung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 
Tiere und Pflanzen; ABl L 206 vom 22.  7.  1992, 7.

10	 Richtlinie 2000 / 60 / EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ord-
nungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Be-
reich der Wasserpolitik; ABl L 327 vom 22.  12.  2000, 1.
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In den TEN-E-Leitlinien von 2006 11 definierte die 
Kommission 550 Projekte in den Bereichen Strom- und 
Gasinfrastruktur, die für eine finanzielle EU-Unterstüt-
zung in Betracht kommen. Die TEN-Finanzierungs-
VO 680 / 2007 12 regelt die Bedingungen für die Kofinan-
zierung von TEN-E-Vorhaben und umfasst von 2007 bis 
2013 Fördergelder in Höhe von 155 Mio. Euro. Die Kom-
mission forderte schon in ihrer EU-Energiestrategie 
2020 13 einen neuen Ansatz für Planung, Bau und Betrieb 
von Energieinfrastrukturen. Die Vorüberlegungen für 
die nun vorgeschlagenen TEN-E-Leitlinien hat die Kom-
mission im November 2010 in ihrer Mitteilung » Ener-
gieinfrastrukturprioritäten bis 2020 und danach  – ein 
Konzept für ein integriertes europäisches Energienetz « 
dargelegt 14.

C.  Primärrechtlicher Rahmen

Die Zuständigkeit für die Planung und den Bau der Ener-
gieinfrastrukturen ( und damit der Erlassung entspre-
chender Ausführungsregelungen ) liegt zwar primär 
bei den Mitgliedstaaten. Allerdings darf die EU gezielt 
zum Auf- und Ausbau der TEN-E beitragen ( Art 170 Abs 1 
AEUV ), um den Binnenmarkt zu verwirklichen ( Art 26 
AEUV ) und den wirtschaftlichen, sozialen und terri-
torialen Zusammenhalt innerhalb der EU zu stärken 
( » Kohäsion «, Art 174 AEUV ). Dabei darf die EU den Ver-
bund und die Interoperabilität der einzelstaatlichen 
Energienetze fördern ( Art 170 Abs 2 AEUV ). Zu diesem 
Zweck kann sie in » Leitlinien « die Ziele, Prioritäten und 
Grundzüge der Aktionen der TEN-E-Politik festlegen 
und » Vorhaben von gemeinsamem Interesse « auswei-
sen ( Art 171 Abs 1 AEUV ).

Die Kommission stützt ihren Verordnungsvorschlag 
nun ua auf Art 172 AEUV ( und damit indirekt auf Art 171 
AEUV ) und führt hinsichtlich des Subsidiaritätsprin-
zips erläuternd aus, dass die Energietransportinfra-
struktur einen transeuropäischen oder zumindest 
grenzüberschreitenden Charakter ( oder zumindest sol-
che Auswirkungen ) aufweist und die Mitgliedstaaten 
für Regelsetzungen auf dieser Ebene nur über ungeeig-
nete Möglichkeiten oder Zuständigkeiten verfügen, sich 
mit diesen Infrastrukturen als Ganzes zu befassen.

11	 Entscheidung 1364 / 2006 / EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. September 2006 zur Festlegung von 
Leitlinien für die transeuropäischen Energienetze und zur 
Aufhebung der Entscheidung 96 / 391 / EG und der Entschei-
dung Nr. 1229 / 2003 / EG, ABl L 262 vom 22.  9.  2006, 1.

12	 Verordnung ( EG ) Nr. 680 / 2007 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2007 über die Grundre-
geln für die Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen für 
transeuropäische Verkehrs- und Energienetze, ABl L 162 
vom 22.  6.  2007, 1.

13	 KOM ( 2010 ) 639 endg.
14	 KOM ( 2010 ) 677 endg.

Nach Art 171 Abs 1 AEUV stellt die Union zu Errei-
chung der Ziele des Art 170 AEUV 15 eine Reihe von Leit-
linien auf, in denen die Ziele, Prioritäten und Grundzü-
ge der im Bereich der Transeuropäischen Netze ( TEN ) 
in Betracht gezogenen Aktivitäten erfasst und auch Vor-
haben von gemeinsamem Interesse ausgewiesen wer-
den. In der Literatur wird dieser erste Spiegelstrich 
des Art 171 Abs 1 AEUV durchwegs als eigenständige 
Rechtsgrundlage zur Erlassung von sekundärem Uni-
onsrecht angesehen,16 was insbesondere mit Verweis 
auf den EuGH argumentiert wird.17 Wenngleich bislang 
von der Kommission vorwiegend die Rechtsaktform der 
Entscheidung ( nunmehr Beschluss 18 ) gewählt worden 
ist, ist anerkannt, dass auch eine Verordnung von der 
Ermächtigungsnorm gedeckt ist,19 für die dann umso 
mehr die rechtliche Verbindlichkeit konstatiert werden 
muss, wie dies auch für Leitlinien in anderen Rechtsakt-
formen ohnehin anerkannt ist.20

Die Kommission wählt als verbindliche Handlungs-
form für die TEN-E-Leitlinien ( Art 171 Abs 1 AEUV ) nun 
aber nicht einen nur an die Mitgliedstaaten gerichteten 
Beschluss, sondern eine Verordnung, die » unmittelbar « 
und » allgemein « gilt ( Art 288 Abs 2 AEUV ). Nach Auffas-
sung der Kommission ist dies » notwendig, um die recht-
zeitige Umsetzung der Energieinfrastrukturprioritäten bis 
2020 zu gewährleisten « ( S 9 des Verordnungsentwurfs ). 
Gegen die Handlungsform der Verordnung könnte aller-

15	 Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze in den Bereichen 
der Verkehrs-, Telekommunikations- und Energieinfrastruk-
tur durch die Förderung des Verbunds und der Interoperabi-
lität der einzelstaatlichen Netze sowie des Zugangs zu diesen 
Netzen; dabei trägt die Union insbesondere der Notwendig-
keit Rechnung, insulare, eingeschlossene und am Rande 
gelegene Gebiete mit den zentralen Gebieten der Union zu 
verbinden.

16	 zB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 ( 2012 ), 
Art 171, Rz 29.

17	 EuGH 26.  03.  1996, Rs C-271 / 94, Parlament / Rat.
18	 Vgl dazu beispielsweise erst jüngst den Beschluss 

661 / 2010 / EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. Juli 2010 über Leitlinien der Union für den Aufbau 
eines transeuropäischen Verkehrsnetzes, ABl L 204 vom 
5.  8.  2010, 1; nicht ( mehr ) haltbar dürfte die Aussage sein, 
dass » am ehesten « die Rechtsaktform eines an die Mitglied-
staaten gerichteten Beschlusses in Frage kommt ( Schä-
fer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 [ 2012 ], Art 171, 
Rz 5 ) oder der Beschluss » das treffendste Instrument « zu sein 
scheint ( Calliess, in: Calliess / Ruffert [ Hrsg ], EUV / AEUV4 
[ 2011 ], Art 172, Rz 6, 8 ).

19	 ZB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 ( 2012 ), 
Art 171, Rz 3 und 50; die Diskussion, ob es sich dabei ange-
sichts der Widerspiegelung des Kompetenzaquis des Jahres 
1958 in Art 288 AEUV um eine eigene rechtliche Kategorie 
handelt ( Bogs, die Planung transeuropäischer Verkehrsnet-
ze, Berlin 2002, 150f ) scheint angesichts der zwischenzeit-
lich erlassenen Leitlinien in den Bereichen Verkehr, Energie 
und Telekommunikation unseres Erachtens nur mehr von 
historischer Bedeutung zu sein.

20	 So unter Verweis auf eine gegenteilige Ansicht auch Calliess, 
in: Calliess / Ruffert ( Hrsg ), EUV / AEUV4 ( 2011 ), Art 171, Rz 3.
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dings sprechen, dass die TEN-E-Leitlinien lediglich die 
» Ziele, Prioritäten und Grundzüge « der in der TEN-E-
Politik in Betracht gezogenen Aktionen festlegen und 
Vorhaben von gemeinsamem Interesse ausweisen sol-
len ( Art 171 Abs 1 AEUV ). Sie sollen mithin ihrer primär-
rechtlich vorgezeichneten Rechtsnatur nach nicht aus 
sich heraus gegenüber einem weiten Adressatenkreis 
vollzugsfähig sein, sondern sich an die Mitgliedstaa-
ten richten, die allein auf deren Umsetzung im Rahmen 
der vorgegebenen » Ziele, Prioritäten und Grundzüge « 
hinwirken können. Dementsprechend erfordern zB die 
vorgeschlagenen Regelungen zum Genehmigungsver-
fahren ( Art 9 des gegenständlich interessierenden Ver-
ordnungsentwurfs ) auch eine konkretisierende Umset-
zung in nationales Recht. Der Erlass der TEN-E-Leitlinien 
als Verordnung könnte daher gegen Art 171 Abs 1 AEUV 
verstoßen.

Auch wenn hinsichtlich des Verhältnisses von Art 171 
Abs 1 AEUV zu Art 194 AEUV 21 zwar noch keine ein-
heitliche Meinung in der deutschsprachigen Literatur 
zu erblicken ist,22 steht unseres Erachtens außer Zwei-
fel, dass die Union bei der Ausübung ihrer diesbezügli-
chen Rechtsetzungskompetenzen jedenfalls auch den 
Umweltschutz zu berücksichtigen hat 23 ( vgl auch Art 11 
AEUV ) und diesem Gebot auch nachkommt, was nicht 
zuletzt die Einbettung auch des vorliegenden Verord-
nungsentwurfes in den durch FFH-, UVP- und WRRL 
vorgegebenen Kontext belegt.24

Wesentlichste Konsequenz eines auf Art 171 Abs 1 
AEUV gestützten Rechtsaktes ist aber, dass die Mit-
gliedstaaten dadurch zwar nicht in ihrer Planungsho-
heit durch mehr als unbedingt notwendige Detail- 
vorgaben beschränkt werden dürfen, jedoch verpflich-
tet sind, nationale ( Planungs- ) verfahren beschleunigt 
durchzuführen,25 was insbesondere in dem vorliegen-
den Verordnungsentwurf zum Ausdruck gebracht wird.26 

21	 Kompetenz für den Energiebinnenmarkt.
22	 ZB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 ( 2012 ), 

Art 171, Rz 31, die mit weiteren Nachweisen auf Neumann, in: 
Lenz / Borchardt ( Hrsg ), EU-Verträge5 [ 2010 ],Art 171, Rz 16, 
in Art 171 AEUV die speziellere Norm sehen, während nach 
Calliess, in Art 172 AEUV für die Bereiche der Energienetze 
nur ( mehr ) Maßnahmen gedeckt sein sollen, die sektorü-
bergreifende Infrastrukturmaßnahmen vorsehen, da er in 
Art 194 AEUV die ( teilweise ) speziellere Norm erblickt ( Cal-
liess, in: Calliess / Ruffert ( Hrsg ), EUV / AEUV4 [ 2011 ], Art 171, 
Rz 14 ).

23	 Neumann, in: Lenz / Borchardt ( Hrsg ), EU-Verträge5 ( 2010 ), 
Art 171, Rz 16.

24	 Vgl zB auch Art 2 Abs 2 lit a des Beschlusses 661 / 2010 / EU 
des europäischen Parlamentes und des Rates vom 7.  7.  2010 
über Leitlinien der Union für den Aufbau eines transeuropä-
ischen Verkehrsnetzes, ABl 2010 L 204, 1.

25	 ZB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 ( 2012 ), 
Art 171, Rz 6 f.

26	 Vgl Art 11 und die 20. Begründungserwägung; in der 12. Be-
gründungserwägung des Verordnungsentwurfes heißt es 
dazu unter Berufung auf ein Arbeitspapier der Kommission,  

Leitendes Element dazu ist die Einstufung als Vorha-
ben von gemeinsamem Interesse, also solche Projek-
ten, die sowohl der EU als auch ( direkt wie indirekt ) den 
Mitgliedstaaten nutzen 27. Mit anderen Worten bedeu-
tet dies, dass von Art 171 Abs 1 AEUV erfasste Vorhaben 
definitionsgemäß nicht nur im gemeinsamen / gemein-
schaftlichen / unionalen / öffentlichen Interesse der EU 
liegen, sondern auch des jeweiligen betroffenen Mit-
gliedstaates.28

Veranschaulicht kann dies beispielsweise am Bereich 
der Energieinfrastruktur werden: Entsprechend der 
Mitteilung der Kommission » Energieinfrastrukturpri-
oritäten bis 2020 und danach « 29 geht es dabei neben 
der Wettbewerbsfähigkeit und der Nachhaltigkeit auch 
um die Versorgungssicherheit, für die ein europäischer 
Energieverbund unverzichtbar ist.30 Wenn nun solche 
transeuropäische Strom- und Gaskorridore im Sinne des 
Art 171 AEUV als jedenfalls im europäischen Interesse 
gelegene Vorhaben anzusehen sind, schlägt dies durch 
die Doppelfunktionalität des » gemeinsamen Interes-
ses « auch für die betroffenen Mitgliedstaaten zwingend 
auf die mitgliedstaatliche Ebene  31 durch, sodass solche 
Vorhaben jedenfalls als auch in mitgliedstaatlichem 
öffentlichen Interesse gelegen anzusehen sind.

Die Begründung für die Gesetzesinitiative auf EU-
Ebene im Lichte des Subsidiaritätsprinzips 32 fällt hin-
gegen ( wie so oft ) recht kurz aus. Erneut bestätigt sich, 
dass an die » Kompetenzabgrenzungskriterien « keine 
allzu hohen Erwartungen in puncto Justiziabilität und 
Begründungsdichte gestellt werden dürfen.33 Die Bedin-
gung, dass an einem Vorhaben von gemeinsamem Inte-
resse mindestens zwei Mitgliedstaaten beteiligt sein 
müssen, indem es entweder die Grenze eines Mitglied-
staates überschreitet oder » erhebliche grenzüberschrei-
tende Auswirkungen « hat ( Art 4 Abs 1 lit c ), ist jedoch 
grundsätzlich zur Wahrung des Subsidiaritätsprinzips 

dass bei ungefähr der Hälfte der für den Zeitraum bis 2020 
benötigten gesamten Investitionen die Gefahr besteht, dass 
sie wegen Hindernissen im Zusammenhang mit der Ge-
nehmigungserteilung, Regulierung und Finanzierung über-
haupt nicht oder nicht rechtzeitig getätigt werden.

27	 Bogs, die Planung transeuropäischer Verkehrsnetze ( 2002 ), 
64 f; zB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 
( 2012 ), Art 171, Rz 12.

28	 Calliess, in: Calliess / Ruffert ( Hrsg ), EUV / AEUV4 ( 2011 ), 
Art 171, Rz 10.

29	 KOM ( 2010 ) 677 endg.
30	 Art 4 und 34 ff AEUV; zB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), 

EUV / AEUV2 ( 2012 ), Art 171, Rz 21 f.
31	 ZB Schäfer / Schröder, in: Streinz ( Hrsg ), EUV / AEUV2 ( 2012 ), 

Art 171, Rz 12 f; Bogs, die Planung transeuropäischer Ver-
kehrsnetze ( 2002 ), 64 f.

32	 Die Anwendbarkeit des Art 5 Abs 3 EUV ergibt sich aus der 
Überlegung, dass der Politikbereich TEN ( Art 172 AEUV ) 
eine zwischen EU und Mitgliedstaaten geteilte Kompetenz 
darstellt ( Art 4 Abs 2 AEUV ).

33	 Dazu statt aller Lienbacher, Art 5 EG in: Schwarze ( Hrsg ), EU-
Kommentar2 ( 2009 ) Rz 28 ff.
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( Art 5 Abs 3 EUV ) bei der Vorhabensauswahl geeignet.
Bedenkt man, dass der Ausbau der grenzüberschrei-

tenden Strom- und Gasinfrastruktur für die Verwirkli-
chung des Energiebinnenmarktes unverzichtbar ist und 
darüber hinaus der zunehmende Einsatz wetter- und 
dargebotsbedingt schwankender erneuerbarer Energi-
en im Strombereich den Aufbau zusätzlicher Infrastruk-
tur erfordert, um Stromerzeugung und Verbrauch räum-
lich und zeitlich aufeinander abzustimmen ( Leitungen, 
Speicher und » intelligente Netze « wie auch der » intelli-
gente Energiemix « aus fossilen und erneuerbaren Ener-
gieträgern ), ist die nunmehr vorgeschlagene » bessere 
Koordinierung « des grenzüberschreitenden Energiein-
frastrukturausbaus in der EU unseres Erachtens aber 
durchaus sachgerecht ( Art 5 Abs 4 EUV ).

II.  Inhalt des Kommissionsvorschlages

A.  Fünfgliedrige Struktur – Vorhaben von  
gemeinsamem Interesse

Der Kommissionsvorschlag besteht im Wesentlichen 
aus fünf thematisch getrennten Kapiteln, wobei im ers-
ten  – » Allgemeine Bestimmungen «  – Gegenstand und 
Anwendungsbereich ( Art 1 ) sowie weitere Begriffe defi-
niert werden ( Art 2 ). Kapitel II widmet sich in den Art 3 
bis 6 ausschließlich der Ermittlung von Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse, die von der Kommission nach 
bestimmten Kriterien zu vorrangigen Korridoren, Gebie-
ten und in regionalen Gruppen zusammengefasst wer-
den sollen.34 Dabei sollen Vorhaben 35 durch die Grup-
pen, denen Vertreter der Mitgliedstaaten, der nationalen 
Regulierungsbehörden, der Fern- und Übertragungs-

34	 Die TEN-E-Leitlinien bestimmen 12 Infrastrukturprioritäten, 
bei denen EU-Handeln » am stärksten gerechtfertigt ist «. Sie 
umfassen ( Art 1 Abs 1, Anhang I ) transeuropäische » Ener-
gieinfrastrukturkorridore « ( zB Nordsee-Offshore-Stromnetz ) 
und transeuropäische » Energieinfrastrukturgebiete « ( zB 
» intelligente Stromnetze « ). Infrastrukturprioritäten werden 
durch » Vorhaben von gemeinsamem Interesse « ( VGI ) umge-
setzt. VGI müssen insbesondere ( Art 4 Abs 1 ) für die Realisie-
rung der vorrangigen Energieinfrastrukturkorridore und -ge-
biete erforderlich sein, » wirtschaftlich, sozial und ökologisch 
tragfähig « sein und mindestens zwei Mitgliedstaaten betref-
fen, indem sie entweder die Grenze eines Mitgliedstaates 
überschreiten oder » erhebliche grenzüberschreitende Auswir-
kungen « haben ( Art 4 Abs 1 lit c, Anhang IV.1. ).

35	 Eine oder mehrere Leitungen, Rohrleitungen, Einrichtungen, 
Ausrüstungen, Anlagen und damit zusammenhängende Inf-
rastrukturkategorien nach Anhang II ( Art 2 Abs 2 ), wobei da-
mit eine neue Energieinfrastruktur ( Ausrüstung, die für die 
Stromübertragung und -verteilung oder die Gasfernleitung 
und -verteilung, für den Transport von Erdöl oder von CO2 
oder für die Speicherung von Strom oder Gas konzipiert ist 
und sich in der Union befindet oder die Union mit einem oder 
mehr als einem Drittland verbindet; Art 2 Abs 1 ) gebaut oder 
eine bestehende ausgebaut oder modernisiert werden soll.

netzbetreiber und der Projektentwickler der identifizier-
ten Korridorprojekte,36 die Kommission und der ENT-
SOs 37 ( außer bei Erdöl- und CO2-Vorhaben ) angehören, 
nach einem im Anhang III näher geregelten Verfahren 
identifiziert und der Kommission vorgeschlagen und 
bis zum 31.  12.  2012 übermittelt werden.38 Die Kommis-
sion erstellt daraus binnen weiterer sechs Monate eine 
unionsweite ( alle zwei Jahre zu aktualisierende ) Liste 
von Vorhaben von gemeinsamem Interesse ( Art 3 Abs 1 ), 
die zu einem festen Bestandteil der regionalen Inves-
titionspläne nach den VO 714 / 2009 39 und 715 / 2009,40 
der relevanten zehn Jahresnetzentwicklungspläne der 
RL 2009 / 72 / EG 41 und 2009 / 73 / EG 42 sowie der » ande-
ren betroffenen nationalen Infrastrukturpläne « werden 
( Art 3 Abs 7 ).

Für solche Vorhaben normiert Art 4 darüber hinaus 
allgemeine und vorhabenspezifische Kriterien. Im All-
gemeinen müssen die zur Realisierung der identifizier-
ten Korridore und Gebiete nach Anhang I erforderlich, 
wirtschaftlich, sozial und ökonomisch tragfähig sein 
sowie ein grenzüberschreitendes Element 43 aufweisen 
( Art 4 Abs 1 ). Gegliedert nach den vier Vorhabensberei-
chen ( Strom, Gas, Erdöl und CO2 ) sind darüber hinaus 
weitere spezifische Kriterien normiert ( Art 4 Abs 2 ) wie 
auch deren – näher spezifizierte – Umsetzungsdringlich-
keit zu berücksichtigen ( Art 4 Abs 4 ).44 Art 5 und 6 ent-
halten darüber hinaus Bestimmungen über die Durch-
führung und die Überwachung durch Projektentwickler 
und die Agentur für die Zusammenarbeit der Energiere-
gulierungsbehörden 45 wie auch über europäische Koor-

36	 Diese sind in Anhang I aufgelistet.
37	 European Networks of Transmission System Operators.
38	 Die von den regionalen Gruppen erstellen Vorschlagslisten 

für VGI müssen von den betroffenen Mitgliedstaaten geneh-
migt werden, bevor sie maßgeblich werden können.

39	 Verordnung ( EG ) Nr. 714 / 2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Netzzugangsbedin-
gungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel und 
zur Aufhebung der Verordnung ( EG ) Nr. 1228 / 2003; ABl 
L 211 vom 14.  8.  2009, 15.

40	 Verordnung ( EG ) Nr. 715 / 2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Bedingungen für 
den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur Auf-
hebung der Verordnung ( EG ) Nr. 1775 / 2005; ABl L 211 vom 
14.  8.  2009, 36.

41	 Richtlinie 2009 / 72 / EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften 
für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2003 / 54 / EG; ABl L 211 vom 14.  8.  2009, 55.

42	 Richtlinie 2009 / 73 / EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften 
für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtli-
nie 2003 / 55 / EG; ABl L 211 vom 14.  8.  2009, 94.

43	 Vgl idZ auch die 10. Begründungserwägung.
44	 Für CO2-Transportvorhaben ist darüber hinaus eine Nutzen-

analyse anzustellen ( Art 4 Abs 4 ).
45	 Siehe zur Rechtsnatur der Agenturen vor allem Sander, 

Europäische Agenturen: Rechtsgrundlagen in und sonsti-
ge Berührungspunkte mit dem primären Unionsrecht, in:  
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dinatoren zur Hintanhaltung von erheblichen Durch-
führungsschwierigkeiten.

Kapitel III zielt schließlich auf die Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren ( Art 7 bis 11 ) ab 46, die Kapitel 
IV und V sollen die Regulierung erleichtern ( Art 12 bis 
14 ) und die finanzielle Förderung von Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse optimieren ( Art 15 ). Schließ-
lich enthalten die Art 16 bis 20 Schlussbestimmungen, 
zu denen die üblichen Berichts- und Bewertungspflich-
ten, Publizitäts- und auch Übergangsbestimmungen 
zählen.47 Nach Art 20 ist der Beginn der Geltung der Ver-
ordnung für den 1.  1.  2013 in Aussicht genommen.

B.  Effizientere Genehmigungsverfahren

1.	 Vorrang für Vorhaben von gemeinsamem Interesse

Nach dem Willen der Kommission erhalten Vorhaben 
von gemeinsamem Interesse den nationalen höchst-
möglichen Status und werden in Genehmigungsver-
fahren entsprechend behandelt ( Art 8 Abs 1 ), um sie 
» so schnell wie möglich « zu realisieren.48 Weiters soll die 
Aufnahme in die unionsweite Liste der Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse alleine bereits das öffentli-
che Interesse und die Notwendigkeit dieser Vorhaben 
begründen ( Art 8 Abs 2 ). Diese Identifikation von Vor-
haben von gemeinsamem Interesse bildet dabei über-
haupt den Kern zur Erreichung der Ziele der Union 
durch die Ausführung der erkannten Vorhaben.49 Ziel 
der Priorisierung der Genehmigungsverfahren ist, wor-
auf hingewiesen wurde, die Beschleunigung des Infra-
strukturausbaus und die Verbesserung der Energiever-
sorgungssicherheit in der EU.

Aufgrund der unmissverständlichen Formulierung 
( » … wird von allen betroffenen Parteien entsprechend 
anerkannt « ) schlägt dies unseres Erachtens zweifelsfrei 
auf sämtliche zusammenhängende nationale Verfahren 
( zB nach WRG, UVP-G ) durch, in denen das Vorhanden-
sein eines öffentlichen Interesses – in welcher konkre-
ten Ausprägung auch immer  50 – ein Bewilligungskrite-

N. Raschauer ( Hrsg ), Die Einwirkung der europäischen 
Agenturen auf das nationale Recht ( 2011 ), 1.

46	 Siehe sogleich unten Punkt II.B.
47	 Auch die Aufhebung der bestehenden Leitlinien ( Art 19 ) ist 

dort geregelt.
48	 18. Begründungserwägung; das Ziel der Kommission liegt in 

Einklang mit der Effektuierung des ambitionierten Projekts 
» Energiewende « in der zeitlichen Straffung des Genehmi-
gungsverfahrens, um den Infrastrukturausbau zu beschleu-
nigen und dadurch die Energieversorgung im Binnenmarkt 
zu verbessern.

49	 Calliess, in: Calliess / Ruffert ( Hrsg ), EUV / AEUV4 ( 2011 ), 
Art 171, Rz 10.

50	 ZB » langfristige öffentliche Interessen « ( § 29 Abs 2 lit c Z 2 Tir 
NSchG ) oder » besonders wichtige öffentliche Interessen « ( § 3  a 
Abs 2 Sbg NSchG ); siehe zum öffentlichen Interesse in na-

rium darstellt.51 Dies deckt sich auch mit der Tatsache, 
dass von Art 171 Abs 1 AEUV erfasste Vorhaben defini-
tionsgemäß nicht nur im gemeinsamen / gemeinschaft-
lichen / unionalen / öffentlichen Interesse der EU, son-
dern auch des jeweiligen betroffenen Mitgliedstaates 
liegen müssen.52 Zusätzlich legt Art 9 fest, dass Geneh-
migungsverfahren weiter konzentriert werden müssen. 
Die Mitgliedstaaten sollen dazu binnen sechs Monaten 
ab Inkrafttreten eine das Genehmigungsverfahren für 
Vorhaben von gemeinsamem Interesse zuständige ein-
heitliche Behörde benennen, die entweder überhaupt 
eine einzige und umfassende Genehmigung erlässt 
( Art 9 Abs 2 lit a ) oder aber über fristgesteuerte Kontrol-
le mehrere Bewilligungsakte innerhalb einer » angemes-
senen Frist « sicherzustellen hat ( Art 9 Abs 2 lit b ).53 Die 
Schaffung einer einzigen zuständigen Behörde auf nati-
onaler Ebene, die alle Genehmigungsverfahren zusam-
menführt oder koordiniert, soll ebenfalls zu Effizienz- 
und Transparenzsteigerungen beitragen. Sie soll dabei 
als einzige Anlaufstelle fungieren 54 und auch die Mög-
lichkeit haben, im Falle der Entscheidungssäumigkeit 
der von ihr koordinierten Behörden anstelle dieser zu 
entscheiden, wenn eben mehrere Bewilligungen für 
diese eine umfassende Entscheidung  55 notwendig sind 
( Art 9 Abs 2 lit b ).56

Konkret stellt sich die Kommission vor allem eine 
Straffung von UVP-Verfahren vor ( Art 8 Abs 4 ) und legt 
in Art 11 einen für österreichische Verwaltungsverfah-

turschutzrechtlichen Bewilligungsverfahren allgemein Nie-
derhuber, Abwägungsentscheidungen in Naturschutz- und 
Forstrecht, in: Jahrbuch des österreichischen und europäi-
schen Umweltrechts 2012 ( 2012 ), 163.

51	 Siehe dazu näher Punkt II.B.2. Es wäre nicht verständlich, 
dass den MS im Zuge der Definition der Liste der VGI ein 
Mitsprache- und Zustimmungsrecht kommt, sie aber nach-
folgend auf Genehmigungsebene keine Vollziehungspflicht 
treffen soll.

52	 Siehe dazu bereits oben Punkt I.B.
53	 Für » grenzüberschreitende Genehmigungsverfahren « sol-

len ebenfalls solche Optimierungen vorgenommen werden 
( Art 9 Abs 3 ).

54	 21. Begründungserwägung.
55	 Als » umfassende Entscheidung « wird dabei die von einer 

zuständigen Behörde getroffene Entscheidung, die Geneh-
migung für den Bau der Energieinfrastruktur für ein Vorha-
ben zu erteilen oder abzulehnen verstanden, unbeschadet 
etwaiger späterer Entscheidungen, die im Rahmen der Ge-
währung des Zugangs zu Eigentum oder danach in adminis-
trativen oder gerichtlichen Rechtsmittelverfahren getroffen 
werden ( Art 2 Z 2 ).

56	 Die Mitgliedstaaten können zwischen folgenden Regelun-
gen wählen: i ) » Integrierte Regelung « ( Art 9 Abs2 lit a ): Die 
zuständige Behörde erlässt die einzige rechtsverbindliche 
Entscheidung. Andere Behörden können Stellungnahmen 
abgeben ( Diese Systematik liegt bereits dem zweiten Ab-
schnitt des UVP-G 2000 zugrunde ). ii ) » Koordinierte Rege-
lung « ( Art 9 Abs 2 lit b ): Die umfassende Entscheidung » des 
Mitgliedstaats « kann mehrere rechtsverbindliche Einzelent-
scheidungen der zuständigen Behörde und anderer Behör-
den enthalten.
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ren recht präzisen Zeitplan für die Genehmigungsver-
fahren fest, der das Verfahren in zwei Phasen aufteilt 
und eine maximale Verfahrensdauer von drei Jahren 
vorschreibt.57 Diese Dreijahresfrist gilt zwar » nur « für 
das erstinstanzliche Verfahren, beginnt aber für das so 
genannte Vorantragsverfahren bis zu zwei Jahre vor der 
formellen Stellung eines Genehmigungsantrages zu lau-
fen, sodass es sich de facto um eine maximal einjähri-
ge Zeitspanne für das Genehmigungsverfahren handelt 
( Art 11 Abs 1 ).58

2.	 Ex-lege öffentliches Interesse  
in Natura 2000-Gebieten und  
hinsichtlich der Wasserrahmenrichtlinie

Wie oben bereits erwähnt, sollen Vorhaben von gemein-
samem Interesse gleichsam automatisch als im öffent-
lichen Interesse gelegen betrachtet werden. Damit wird 
kein allgemeines oder normales » öffentliches Interes-
se « begründet, sondern ein jedenfalls qualifiziertes, da 
Art 8 Abs 5 festhält, dass diese Vorhaben als solche von 
» überwiegendem öffentlichen Interesse « im Sinne der 
FFH- und WRRL betrachtet werden müssen, wenn alle 
in diesen Richtlinien vorgesehenen Voraussetzungen 
erfüllt sind.59 Bedenkt man nun, dass die genannten 
Richtlinien an das simple Vorhandensein eines über-
wiegenden öffentlichen Interesses keine weiteren Vor-
aussetzungen knüpfen, ist also auch innerstaatlich von 

57	 Das » Vorantragsverfahren « ( Phase 1 ) zwischen dem Beginn 
des Genehmigungsverfahrens und der Annahme der An-
tragsunterlagen darf maximal zwei Jahre dauern und ist vom 
» formalen Genehmigungsverfahren « ( Phase 2 ) zu unter-
scheiden. Letzteres reicht von der Annahme der Antragsun-
terlagen bis zum Erlass einer » umfassenden Entscheidung « 
und darf maximal ein Jahr dauern. Es handelt sich um bin-
dende Fristen, die die Mitgliedstaaten unterschreiten, nicht 
aber überschreiten dürfen.

58	 Hinsichtlich der allgemeinen Entscheidungsfrist des § 73 
Abs 1 AVG sowie der in § 7 Abs 2 UVP-G 2000 normierten 
bis zu neun Monate dauernden Entscheidungsfrist der Ge-
nehmigungsbehörden ergibt sich daraus kein zwingender 
( gesetzlicher ) Änderungsbedarf. Im Verfahren nach § 18  a 
UVP-G 2000 ( Abschnittsgenehmigungen ) wäre hingegen die 
herrschende Rechtsansicht, dass für die UVP im engeren 
Sinn die Fristen des § 7 UVP-G 2000 gelten und für die sonsti-
gen Abschnittsgenehmigungsverfahren die allgemeine Ent-
scheidungsfrist nach § 73 Abs 1 AVG, somit insgesamt bis 
zu 15 Monate dauernde Verfahren keinen Verstoß gegen die 
Entscheidungspflicht darstellen würden, nicht länger halt-
bar ( so aber Schmelz / Schwarzer, UVP-G ( 2011 ), § 18  a, Rz 22; 
Baumgartner / Petek, UVP-G ( 2010 ), 192; Ennöckl / Raschauer, 
UVP-G2 ( 2006 ), § 18  a, Rz 4 ). Zu bemerken ist freilich, dass die 
tatsächliche Verfahrensdauer bei Infrastruktur- und Wasser-
wirtschaftsvorhaben in der Praxis bei rund 15 Monaten im 
Durchschnitt liegen ( Umweltbundesamt, UVP-Evaluation 
[ 2006 ], 41 ff ) und sich bei Überschreiten der Fristen des Ver-
ordnungsvorschlages durchwegs die Frage nach der Staats-
haftung wegen des Verstoßes gegen Unionsrecht stellen 
könnte.

59	 20. Begründungserwägung.

einem qualifizierten öffentlichen Interesse auszugehen, 
beispielsweise von einem besonders wichtigen öffent-
lichen Interesse,60 einem langfristigen öffentlichen 
Interesse  61 oder einem übergeordnetem öffentlichen 
Interesse,62 das für ein Vorhaben von gemeinsamem 
Interesse erfüllt wird und daher in nationalen Verfah-
ren auch nicht weiter Gegenstand einer intensiven Aus-
einandersetzung zwischen Behörde und Verfahrensbe-
teiligten sein kann.

3.	 Unterstreichung der Öffentlichkeitsbeteiligung

Interessant ist, dass der Öffentlichkeitsbeteiligung auch 
in den neuen TEN-E-Leitlinien besonderes Augenmerk 
gewidmet wird. Die Intention des Verordnungsgebers 
ist klar: Die vorgesehene frühzeitige und systematische 
Einbeziehung der Öffentlichkeit soll bei der Werbung 
um Akzeptanz der Projekte helfen. Dabei liegt dem Ver-
ordnungsvorschlag ein zweistufiges Konzept zugrun-
de: Einerseits müssen Projektentwickler der zustän-
digen Behörde spätestens drei Monaten nach Beginn 
des Genehmigungsverfahrens ( Art 11 Abs 1 ) ein Kon-
zept für die Öffentlichkeitsbeteiligung vorlegen ( Art 10 
Abs 3 ). Andererseits führt der Projektentwickler oder die 
nationale Behörde vor Einreichung der Antragsunterla-
gen ( Art 11 Abs. 1 ) eine Konsultation der Öffentlichkeit 
durch ( Art 10 Abs 4, Anhang VI ), wobei die » betroffe-
nen Kreise « ( Anhang VI.2 ) » frühzeitig « über das Vorha-
ben informiert werden sollen. Wenngleich der Verord-
nungsvorschlag vorsieht, dass die nationalen Behörden 
innerhalb von neun Monaten zur Verbesserung der 
Transparenz ein entsprechendes Handbuch für Geneh-
migungsverfahren für Vorhaben von gemeinsamem 
Interesse veröffentlichen ( Art 10 Abs 1 ), sollen Projek-
tanten dennoch dazu angehalten werden, Konzepte 
für die Öffentlichkeitsarbeit selbst zu entwickeln sowie 
im Genehmigungsverfahren vorzulegen ( Art 10 Abs 3 ) 
und sogar vor dem Genehmigungsantrag Konsultatio-
nen der Öffentlichkeit durchzuführen ( Art 10 Abs 4 ) wie 
auch online informieren ( Art 10 Abs 7 ). Dass darüber 
hinaus weitere Aktivitäten in der Öffentlichkeitsarbeit 
und hinsichtlich der Beteiligung der selbigen zu erfol-
gen haben, lässt Anhang VI des Entwurfes erahnen, der 
unter anderem eine frühzeitige ( also vor einem Geneh-
migungsverfahren angesiedelte ), offene und transpa-
rente Information aller betroffenen Umwelten genauso 
verlangt, wie auch dass gewisse inhaltliche Mindeststan-
dards für diese Informationen festgeschrieben werden  

60	 Vgl § 3  a Abs 2 Sbg NSchG.
61	 Siehe § 29 Abs 2 lit c Z 2 Tir NSchG.
62	 Vgl § 104  a Abs 2 Z 2 WRG, wo hinsichtlich des öffentlichen 

Interesses der Begriff der WRRL wortident übernommen 
worden ist.
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( zB einer zumindest 15-seitigen Informationsbroschüre, 
informative Websites, spezielle Sitzungen mit schriftli-
chen Einladungen und dergleichen; Anhang VI, Abs 4 ). 
Die Anforderungen an die und die Einhaltung der 
Öffentlichkeitsarbeit sind dabei freilich völlig losgelöst 
von der Vorrangeinräumung nach Art 8.

C.  Neues Regulierungsregime

Schon bisher gab es Leitlinien der EU für TEN-E-Net-
ze, nun sollen die rechtlichen Rahmenbedingungen 
zur Weiterentwicklung und Modernisierung der TEN-E 
im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit, des Klimaschutzes 
und vor allem der Versorgungssicherheit nachgeschärft 
werden, damit ua kein Mitgliedstaat vom europäischen 
Energienetz isoliert ist. Jene Inhalte, die die Kommissi-
on dazu nunmehr zur Diskussion gestellt hat, rechtfer-
tigen jedoch schon nach erster Durchsicht den Befund, 
dass der Rechtsanwender mit einem neuerlichen Regu-
lierungsschub im Energierecht konfrontiert ist.

In diesem Zusammenhang ist eben auch die erstma-
lige Harmonisierung der nationalen Genehmigungsre-
gime im Energiesektor zu sehen, die darauf hindeutet, 
dass die Kommission das geplante Ziel der Interopera-
bilität der TEN-E sicherstellen will. Bemerkenswert ist 
auch der Lückenschluss im sachlichen Anwendungsbe-
reich, zumal der Verordnungsentwurf nahezu alle der-
zeit relevanten Kategorien von Energieinfrastrukturen 
für die Übertragung, Verteilung und Speicherung von 
Strom oder Gas sowie für den Transport von Erdöl oder 
CO2 erfasst, soweit sie sich in der EU befinden oder die 
EU mit mindestens einem Drittstaat verbinden ( Art 2 
Abs 1 ). Dieser Lückenschluss ist aber vor allem auch vor 
dem Hintergrund der Erfüllung der » 20-20-20-Ziele « zu 
verstehen und – was die Kommission selbst hervorhebt – 
auf die langfristige » Dekarbonisierung « des EU-Ener-
giesystems bis 2050 gerichtet.63

III.  Anpassungsbedarf in Österreich

Der vorliegende Entwurf für TEN-E-Leitlinien wird im 
Falle seiner Beschlussfassung erhebliche Änderungen 
des Bundes- und Landesrechts erforderlich machen. 
Dies ist zB damit zu begründen, dass die Infrastruktur-
VO aufrgund ihrer systematischen Konzeption keine 
definitionsgemäße VO iSd Art 288 AEUV darstellt und in 
allen ihren Teilen verbindlich und unmittelbar anwend-
bar ist. Tatsächlich ist von einer » hinkenden « ( dh unvoll-
ständigen ) VO auszugehen. Dh die Mitgliedstaaten sind 
verpflichtet, Näheres  – konkreter: Unvollständiges  – 
auszuführen, zumal eine » Umsetzung « wie bei Richtli-

63	 KOM ( 2011 ) 112 endg.

nien nicht in Betracht kommt.64 Die VO wird insoweit 
nicht alleinige unmittelbar anwendbare Rechtsgrund-
lage für UVP-Verfahren ( iW betreffend grenzüberschrei-
tende Energievorhaben ) sein können.65 Einzelne Aspek-
te sollen nachfolgend hervorgehoben und kurz erörtert 
werden. Das betrifft insb die Frage der Umsetzung des 
Art 9 ( mithin der Regelungen über die Vollzugszustän-
digkeit ) sowie jene der zukünftigen Form der Interes-
senabwägung im Wasser- und Naturschutzrecht.

A.  » Neue « UVP-Behörde notwendig ?

Bereits oben wurde dargelegt, dass die Mitgliedstaaten 
vor die Wahl gestellt werden, entweder ein » integriertes 
Regelungssystem « im Sinne des Art 9 Abs 2 lit a oder ein 
» koordiniertes Regelungssystem « ( Art 9 Abs 2 lit b ) vor-
zusehen. Im ersten Fall müsste eine einzige zuständige 
Behörde benannt werden, die die einzige rechtsverbind-
liche Genehmigungsentscheidung ( unter Anwendung 
aller einschlägigen sektoralen Rechtsvorschriften ) 
zu treffen hat. Es bedürfte in dieser Variante Ausfüh-
rungsregelungen, wie sie bereits im UVP-G 66 ( gestützt 
auf Art 11 Abs 1 Z 7 B-VG ) für UVP-pflichtige Vorhaben 
getroffen wurden: Nämlich eine ausdrückliche Zustän-
digkeitszuweisung an eine Behörde, die in die Lage ver-
setzt wird, auch die in Betracht kommenden Ausfüh-
rungsregelungen zu den TEN-Leitlinien ( dh insb die 
Genehmigungskriterien im Bundes- und Landesrecht ) 
mitanzuwenden ( Genehmigungskonzentration; vgl § 3 
Abs 3 iVm § 17 Abs 1 UVP-G ). Andere Behörden könn-
ten  – etwa nach Vorbild des § 2 Abs 1 des bestehenden 
UVP-G ( mitwirkende Behörden )  – Stellungnahmen im 
Genehmigungsverfahren abgeben.

Freilich wäre man mit dem Problem konfron-
tiert, dass die bestehenden Regelungssysteme erheb-
lich modifiziert werden müssten, um Art 9 Abs 2 lit a 
gerecht zu werden.67 Die bestehende Systemstruktur des 
UVP-G ( §§ 17, 39 Abs 1 ), dass die LReg erstinstanzlich 
zur Genehmigung bestimmter Vorhaben im Sinne des 
Anhangs 1 zum UVP-G beruft, kann nicht unverändert 
auch zwecks Umsetzung der TEN-E-Verordnung heran-
gezogen werden. Die LReg ist nämlich nicht auch zur 
Genehmigung landesgrenzüberschreitender Projekte 
berufen; vielmehr haben die beteiligten Landesbehör-

64	 Vgl zB Schroeder, Art 288 AEUV Rz 61 f in: Streinz ( Hrsg ), 
EUV / AEUV2 ( 2012 ).

65	 Der VO-Entwurf lässt erahnen, dass UVP auf der einen und 
Genehmigungsverfahren iSd Verordnungsentwurfes nicht 
notwendigerweise zusammengefasst ( in einem einzigen Ver-
fahren ), sondern im Idealfall koordiniert ( dh parallel ) ablau-
fen sollen ( vgl zB ErwG 23 der TEN-E-VO ).

66	 Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit 
( Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 - UVP-G 2000 ), 
BGBl 697 / 1993 idF BGBl I 144 / 2011.

67	 Deswegen auch die Überschrift » neue « UVP-Behörde ?
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den in diesem Fall einvernehmlich vorzugehen ( Art 11 
Abs 8 B-VG iVm § 4 Abs 1 AVG ). Die Beibehaltung der 
bestehenden Regelungsstruktur würde Art 9 Abs 2 lit a 
des Verordnungsentwurfes ersichtlich nicht gerecht, 
insb da dieser gerade Vorhaben betrifft, an denen 
mindestens zwei Mitgliedstaaten beteiligt sein müs-
sen ( Art 4 Abs 1 lit c ), und somit an Größenordnungen 
gedacht ist, die in Österreich rasch landesgrenzüber-
schreitende Dimensionen annehmen können.68

Freilich kennt das österreichische Recht einschlägige 
Zuständigkeitszuweisungen nach Art des § 24 StWG 69 
bzw § 24 UVP-G: So ist der BMWJF für die Genehmigung 
grenzüberschreitender Starkstromwegevorhaben und 
der BMVIT wiederum für Hochleistungsstrecken und 
bestimmte Schnellstraßenvorhaben zuständig. In bei-
den Verfahrensregimen bestehen jedoch ( ua aus verfas-
sungsrechtlichen Erwägungen 70 ) keine umfassenden 
Konzentrationsbestimmungen nach Art des § 3 Abs 3 
UVP-G, sodass auch hier Änderungsbedarf bestünde.

Für das UVP-G selbst wird zu überlegen sein, ob nicht 
auch der Anhang I des Gesetzes anzupassen ist, einer-
seits dahingehend, dass Vorhaben von Gemeinem Inte-
resse gesondert ausgewiesen werden und / oder anderer-
seits bestehende Tatbestände, etwa Z 16, eingeschränkt 
werden auf jene Vorhaben, die nicht dem gegenständli-
chen » neuen « Verordnungsregime unterfallen.

Wollte der österreichische Gesetzgeber ein integrier-
tes Regelungssystem im Sinne des Art 9 Abs 2 lit a der 
Verordnung umsetzen, wären tiefgreifende  – verfas-
sungsrechtlich abzusichernde  – Eingriffe in die beste-
hende Regelungslandschaft des UVP-G bzw des Energie-
rechts geboten. Darüber hinaus ist unseres Erachtens 
durchwegs daran zu zweifeln, ob eine solche Lösung 
realpolitisch überhaupt zustande käme.

Die Verordnung eröffnet aber gerade föderal orga-
nisierten Mitgliedstaaten wie Österreich eine zweite 
Umsetzungsvariante ( Art 9 Abs 2 lit b ): Nach außen hin 
ist eine umfassende Gesamtentscheidung » des Mitglied-
staats « zu erlassen, die sich aus mehreren rechtsverbind-
lichen sektoralen Einzelentscheidungen der zuständigen 

68	 Die Benennung » einer « Landesregierung als zuständige Ge-
nehmigungsbehörde ( mit Verfassungsbestimmung ) ist nicht 
nur realpolitisch undenkbar. Es bliebe unklar, nach welchem 
Kriterium eine bestimmte Behörde auszuwählen wäre.

69	 Bundesgesetz vom 6. Feber 1968 über elektrische Leitungs-
anlagen, die sich auf zwei oder mehrere Bundesländer er-
strecken ( Starkstromwegegesetz 1968 ), BGBl 70 / 1968 idF 
BGBl I 112 / 2003.

70	 Schon im Zuge der » Verländerung « der ehemaligen Bundes-
straßen ( BGBl I 2002 / 50 ) haben sich die Länder gegen eine 
umfassende Neugestaltung des dritten Abschnitts des UVP-
G ausgesprochen und geweigert, bestimmte Vollzugskom-
petenzen an den Bund abzutreten ( vgl Ennöckl / N. Raschauer, 
Die Neugestaltung der Regelungen über die UVP für Bundes-
straßen und Hochleistungsstrecken im Zuge der UVP-G-No-
velle 2004, ZfV 2005, 505 ).

Behörden zusammensetzt. In dieser Variante könnte an 
bestehenden und bewährten Regelungsmodellen ( etwa 
auch des UVP-G ) festgehalten werden ( man denke etwa 
an die Möglichkeit von Abschnittsgenehmigungen bei 
landesgrenzübergreifenden Leitungstrassen ). Es müss-
te lediglich – wohl auf Bundesebene  71 – eine Behörde als 
» Verfahrensaufsicht « zur Koordinierung des Genehmi-
gungsverfahrens 72 eingerichtet werden, die innerhalb 
der Fristen des Art 11 – etwa durch Erlassung eines ver-
bindlichen ( mit allen beteiligten Behörden akkordier-
ten ) Zeitplans  – sicherstellt, dass alle erforderlichen 
Teilverfahren ( fristgerecht und möglichst koordiniert ) 
durchgeführt werden.

Im Lichte der in Art 11 unzweifelhaft unionsrecht-
lich vorgegebenen Fristen und des Ablaufes eines Ver-
waltungsverfahrens in der österreichischen Vollzugs-
praxis wird die Ausgestaltung dieses Zeitplans bloß als 
politisch akkordiertes  – jedoch nicht rechtlich binden-
des  – Operat ( vgl § 7 UVP-G ) wohl nicht länger ausrei-
chen. Ob eine Ausgestaltung als verbindlicher Rechts-
akt ( etwa in Form einer VO ) zweckmäßig wäre, bleibt 
fraglich ( die TEN-E-Verordnung verpflichtet die Behörde 
nach Art 9 Abs 1 » nur « zur Festsetzung einer angemes-
senen Teilentscheidungsfrist ), im Lichte der umfassen-
den Einbindung der Öffentlichkeit erscheint ein gene-
rell-abstrakter Rechtsakt auf den ersten Blick daher 
nicht gänzlich falsch zu sein. Als Alternative könnte 
angedacht werden, dass die Verfahrensaufsicht verfas-
sungsgesetzlich ermächtigt wird, die beteiligten Behör-
den mittels Weisung zu einem effektiven Verfahrensma-
nagement zu » zwingen «. In diesem Fall bedürfte es wohl 
einer zusätzlichen horizontalen » Kompetenzdeckungs-
klausel «,73 zumal die bestehenden verfassungsgesetzli-
chen Ermächtigungen ( insb auch Art 11 Abs 1 Z 7 B-VG 
oder § 1 ElWOG ) eine solche Vorgangsweise – materien-
übergreifend – nicht zulassen.

Begleitend wäre aufgrund von Art 9 Abs 1 zwin-
gend eine verfahrensrechtliche Sonderregelung zu 
erlassen, dass die Verfahrensaufsichtsbehörde feh-
lende Einzelentscheidungen anstelle einer säumi-
gen ( mitwirkenden ) Behörde trifft. Dh es muss in 
den Verfahrens- oder Materiengesetzen vorgesehen 
werden, dass die sachliche Zuständigkeit im Falle 
der Säumigkeit amtswegig auf den Verfahrenskoor-
dinator die » Verfahrensaufsicht « überzugehen hat. 
Unserer Meinung gebieten aber insbesondere auch 
grundrechtliche Überlegungen hinsichtlich eines effek-
tiven Rechtschutzes jedenfalls, den Parteien eine Art 
Antragsrecht an diese Verfahrensaufsichtsbehörde ein-

71	 Die neue Verordnung bezieht sich auf sensible, staats- und 
landesgrenzüberschreitende Vorhaben.

72	 Dabei muss es sich um die gemäß Art 9 Abs 1 benannte zu-
ständige nationale Behörde handeln.

73	 Etwa eine solche nach Art des § 1 ElWOG.
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zuräumen wenn abzusehen ist, dass die vorgesehene  
Frist des Art 11 Abs 1 lit b voraussichtlich nicht einge-
halten wird.74 Eine Art Devolutionsantrag, der nach der 
Konzeption in § 73 AVG ja lediglich eine weitere Ent-
scheidungsfrist auslöst, wird angesichts der in UVP-Ver-
fahren erfahrungsgemäß benötigten Zeit wohl zu kurz 
gegriffen sein.

Selbst wenn aus den zuvor dargelegten Ausführungen 
leicht ersichtlich wird, dass auch die zweite Umsetzungs-
variante ( Art 9 Abs 2 lit b ) einen nicht unbeträchtlichen 
Neuregelungsaufwand insbesondere im Verfahrens-
recht mit sich bringt, steht fest, dass jener der Vorzug zu 
erteilen ist: Gegenüber der ersten Umsetzungsvarian-
te ( Art 9 Abs 2 lit a ) könnten dabei nämlich » systemun-
verträgliche « Eingriffe in bestehende Bundes- und Lan-
desG weitgehend vermieden werden.

B.  Anpassungsbedarf im Naturschutz-  
und Wasserrecht ?

Auch im Naturschutzrecht und im Wasserecht wird es 
bei Erlassung der geplanten Verordnung zu systemati-
schen Veränderungen kommen müssen. Zu beachten ist 
dabei, dass schon die TEN-E-Verordnung die Mitglied-
staaten verpflichtet, den in die EU-weite Liste aufgenom-
menen VGI die » höchstmögliche Priorität « ( Art 3 Abs 7 ) 
einzuräumen, da die genannten Vorhaben in den regio-
nalen Investitionsplänen für Strom ( Art 12 der VO ( EG ) 
714 / 2009 ) und Gas ( Art 12 VO ( EG ) 715 / 2009 ), in den 
Zehnjahresnetzentwicklungsplänen für Strom ( Art 22 
RL 2009 / 72 / EG ) und Gas ( Art 22 RL 2009 / 73 / EG ) sowie 
in » anderen betroffenen nationalen Infrastrukturplä-
nen « zu berücksichtigen sind. VGI haben innerhalb der 
nationalen Genehmigungsverfahren den » höchstmögli-
chen Status « ( Art 8 Abs 1 ) zu erhalten. Freilich ist eine 
nationale Genehmigung nur dann zu erteilen, wenn 
sie mit den Vorgaben des Flora-Fauna-Habitatschutzre-
gimes und des europäischen Wasserrechts in Einklang 
steht ( Art 8 Abs 5 ).

Hinsichtlich des Naturschutzrechtes sind die ange-
sprochenen VGI jedenfalls als Vorhaben, die unmittelbar 
» besonders wichtigen öffentlichen Interessen « der Repu-
blik dienen, anzusehen ( vgl zB § 3  a Abs 2 Sbg NSchG; glei-
ches gilt für mit anderen Formulierungen qualifizierte  
öffentliche Interessen in anderen NSchG ). Dies hat zur 
Konsequenz, dass sowohl bei » normalen « Genehmi-

74	 Begreift man die in Art 11 positivierten Fristen als » Begüns-
tigung « ( » Recht « ) im Sinne des Art 47 Abs 1 GRC, wird dem 
Projektwerber ein durchsetzbarer Anspruch zur Hand zu 
geben sein, um diesen Anspruch im Rahmen der gängigen 
innerstaatlichen Strukturen durchsetzen zu können ( vgl zB 
N.  Raschauer, Zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit und 
Unionsrecht, in Fachbereich Öffentliches Recht der JKU 
[ Hrsg ], FS 20 Jahre UVS [ 2011 ] 159, 177 f ).

gungsverfahren nach den NSchG der Länder als auch 
in Bezug auf Europaschutzgebiete eine tendenzielle 
» Reduktion « der Abwägungsvorgänge ( Stichwort: Inter-
essenabwägung bzw Alternativenprüfung ) Platz zu grei-
fen hat. Wenn nämlich bereits das Sekundärrecht VGI 
als Vorhaben von gemeinsamem öffentlichen Interes-
se definiert, kann weder eine nationale Genehmigungs-
behörde noch eine Partei eines Genehmigungsverfah-
rens rechtlich relevant die Auffassung vertreten, dass 
ein VGI nicht im öffentlichen Interesse gelegen sei. Auch 
der nach der Identifizierung des öffentlichen Interesses 
an einem Vorhaben notwendige zweite Schritt der Inter-
essenabwägung wird weitgehend vorgezeichnet sein, da 
es sehr unwahrscheinlich erscheint, dass die Interessen 
des Naturschutzes die Interessen an einer mit dem FFH-
Regime ohnehin im Einklang stehenden Vorhabensver-
wirklichung überwiegen können. De facto wird nämlich 
durch die Vorrangeinräumung unter Berücksichtigung 
der Vorgaben der FFH-RL auch hier das Ergebnis vor-
weggenommen: Trotz eines strengen Naturschutzre-
gimes ist der Energieinfrastruktur der Vorrang zu 
geben. Die grundsätzliche Nichtgenehmigungsfähigkeit 
führt jedoch in der Systematik des Naturschutzrechts in 
aller Regel nicht zu einer Abweisung eines Antrags, son-
dern zu einer Interessensabwägung.75 Bei dieser sind die 
( teilweise qualifizierten ) öffentlichen Interessen an der 
Umsetzung des Vorhabens den Naturschutzinteressen 
gegenüberzustellen.

Die Beurteilung wird sich daher in jedem Einzelfall 
auf die Ebene reduzieren müssen, unter Vorschreibung 
welcher gerade noch notwendigen 76 Auflagen oder unter 
Vorschreibung welcher Ersatzleistungen aus natur-
schutzrechtlicher Perspektive die konkrete Projektva-
riante am geplanten Standort das unionsrechtliche Ziel 
des Überwiegens des qualifizierten Interesses gerade 
noch gewährleistet.

Ähnlich verhält es sich auch an der Schnittstelle WRG – 
TEN-E-V. Auch im WRG bedarf es begleitender Ausfüh-
rungsregelungen zur TEN-Verordnung. Einerseits wird 
sicherzustellen sein, dass auf ausgewiesenen VGI in was-
serwirtschaftlichen Planungen ausreichend Bedacht 

75	 Beachte beispielsweise die Systematik des geltenden § 3  a 
Abs 2 Sbg NSchG.

76	 Vgl hier zur GewO mit Verweis auf die einschlägige Lit VwGH 
27.  01.  2010, 2008 / 04 / 0101: » Dem Betriebsinhaber dürfen nicht 
strengere ( ihn stärker belastende ) Auflagen vorgeschrieben wer-
den, als dies zur Wahrung der im § 77 Abs. 1 GewO angeführten 
Schutzzwecke notwendig ist; der Betriebsinhaber darf also nicht 
ohne Rücksicht darauf, ob derselbe Effekt auch mittels weniger 
einschneidender Vorkehrungen erreicht werden kann, mit Aufla-
gen belastet werden; bei einer Wahlmöglichkeit zwischen meh-
reren Auflagen ist darzulegen, dass ( und aus welchen Gründen ) 
eine andere, den Betriebsinhaber weniger belastende Auflage 
nicht vorgeschrieben werden konnte.« Dieser Grundsatz für die 
Vorschreibung von Auflagen gilt auch im Naturschutzrecht 
( vgl VwGH 24.  11.  1986, 84 / 10 / 0262 ).



19

Verfassungs- & Verwaltungsrecht  A� © Jan Sramek Verlag

Nicolas Raschauer  /  Peter Sander, Vorfahrt für Energieinfrastrukturprojekte SPRW 1  /  2012-V & V  A

genommen wird; andererseits werden die §§ 104  a und 
105 WRG derart zu novellieren sein, dass auf die überört-
lichen Interessen des TEN-Verbunds besonders Bedacht 
genommen wird.77 Eine derartige » Betonung « der Bedeu-
tung vergleichbarer grenzüberschreitender Vorhaben 
ist dem WRG nach geltender Rechtslage nicht zu ent-
nehmen. Die Interessensabwägung des § 104  a Abs 2 Z 2 
WRG wird zudem hinkünftig nicht mehr zur Anwendung 
kommen können: Für Vorhaben, die im übergeordne-
ten öffentlichen Interesse liegen, kann bei teleologischer 
Interpretation des § 104  a Abs 2 Z 2 WRG eine Inter-
essensabwägung zwischen den dort explizit genann-
ten Interessen nämlich nicht durchgeführt werden. Die 
dort genannte Interessensabwägung kommt nur dann 
in Betracht, wenn ein Vorhaben eben nicht diesen über-
ragenden Gemeinwohlbelangen dient und es daher für 
ein übergeordnetes öffentliches Interesse nicht reicht.78 
Selbst wenn man den beiden Elementen des § 104  a 
Abs 2 Z 2 WRG ( übergeordnetes öffentliches Interesse 
und Interessenabwägung ) ein kumulatives Verständnis 
zugrunde legen würde, wäre im Rahmen der Interessen-
abwägung, ähnlich wie in den Naturschutzgesetzen der 
Länder, zunächst vom aus dem Sekundärrecht abgeleite-
ten Vorhandensein eines » übergeordneten öffentlichen 
Interesses « auszugehen. Auch nach Durchführung einer 
wasserrechtlichen Interessenabwägung wäre de facto 
durch die Vorrangeinräumung unter Berücksichtigung 
der Vorgaben der WRRL in weiterer Folge auch hier das 
Ergebnis dahingehend vorweggenommen, dass trotz der 
in §§ 30  a, c und d WRG genannten Ziele für die Umwelt 
und die Gesellschaft der Energieinfrastruktur der Vor-
rang zu geben sein wird. Dies nicht zuletzt, da der Nutzen 
der neuen Änderungen für die menschliche Gesundheit, 
die Erhaltung der Sicherheit der Menschen oder die nach-
haltige Entwicklung ( als die gegenüber den Zielen des 
WRG für Umwelt und Gesellschaft abzuwägenden Aspek-
te ) alleine durch die Aufnahme als VGI deutlich höher zu 
gewichten sein werden.

C.  Durchschlagen im Enteignungsrecht

Abschließend bleibt zu hinterfragen, ob der vorliegen-
de Verordnungsvorschlag bis in das Enteignungsrecht  

77	 Auch im Anwendungsbereich des WRG bleibt klarzustellen, 
dass eine Einzelfallabwägung zwischen Gewässerschutz ei-
nerseits und Energiewirtschaft andererseits schon aufgrund 
der Vorgaben der TEN-E-V ( vgl zB ErwG 21; Art 8 Z 5 ) weiter-
hin geboten und gewollt ist. Allerdings ist ein VGI grds als 
im öffentlichen Interesse anzusehen. Ein Genehmigungsan-
trag darf daher nur aus zwingenden überwiegenden wasser-
rechtlichen Gründen abgelehnt werden. Stehen sich beide 
Interessenpole gleichberechtigt gegenüber, ist dem VGI  – 
unionsrechtskonform  – der Vorrang einzuräumen und die 
Genehmigung zu erteilen.

78	 Überzeugend Reichel, Zur Ausnahmegenehmigung nach 
§ 104  a WRG, ecolex 2012, im Erscheinen.

durchschlagende Neuerungen bringen würde, da ja  – 
insbesondere hinsichtlich linienförmiger Infrastruk-
tur – zumeist auch enteignungsrechtliche Fragestellun-
gen angesprochen sind: In der Judikatur des VfGH ist 
bereits früh festgelegt worden, dass eine Enteignung im 
öffentlichen Interesse liegen muss, und dass die Beurtei-
lung dessen dem Gesetzgeber unter der nachprüfenden 
Kontrolle des VfGH obliegt.79 Die Voraussetzungen für 
eine Enteignung im öffentlichen Interesse wurden vom 
Gerichtshof 1959 bereits definiert: 80 Eine Enteignung ist 
verfassungsrechtlich nur dann zulässig, wenn ein kon-
kreter Bedarf vorliegt, dessen Deckung im öffentlichen 
Interesse liegt, das Objekt zur Deckung des Bedarfs 
geeignet und es unmöglich ist, diesen Bedarf anders als 
durch Enteignung zu decken. Dieser » Bedarf « ist dabei 
im Sinne der Rechtsprechung im Enteignungsverfahren 
nichts anderes als eine Umschreibung der Erforderlich-
keit in der grundrechtlichen Prüfformel des VfGH und 
meint eben nur eine Überprüfung des Bedarfs eines Ein-
griffes in die Rechte Dritter  81 und keinesfalls den Bedarf 
an dem Vorhaben an sich, der ja schon denklogischer 
Weise nicht Gegenstand eines Enteignungsverfahrens 
sein kann.

Ähnliche Aussagen wie jene der vorstehend zitier-
ten Leitentscheidung des VfGH können der Rechtspre-
chung des EGMR zu Art. 1 1. ZP-EMRK entnommen 
werden.82 Demnach bedarf eine Eigentumsentziehung 
neben einer ( nach innerstaatlichem Recht selbstver-
ständlichen ) gesetzlichen Grundlage einer Rechtferti-
gung im öffentlichen Interesse und muss verhältnismä-
ßig sein.

Um nun bestimmen zu können, welche Rechte Gegen-
stand des Enteignungsverfahrens sind, dient unter ande-
rem auch das Bewilligungsverfahren nach den zugrun-
de liegenden anlagenrechtlichen Vorschriften. Es wäre 
nun aber untragbar, wenn im Enteignungsverfahren 
unter Berufung auf die Enteignungsvoraussetzungen 
das gesamte Planungs- und / oder Genehmigungsverfah-
ren jederzeit wieder aufgerollt werden könnte.83 Es stellt 
sich daher die Frage nach der Festigkeit von Planun-
gen und Bindungswirkungen von Projektgenehmigun-
gen und somit vice versa die Frage der Beteiligung des 

79	 VfSlg 1853 / 1949. Vgl näher Korinek, Art 5 StGG Rz 32 in: Ko-
rinek / Holoubek ( Hrsg ), Bundesverfassungsrecht ( 1999 ff ); 
zuletzt Berka, Entschädigungsanspruch und Sonderopfer, 
in: Schenk et al, FS Griss ( 2011 ) 51 ff.

80	 VfSlg 3666 / 1959.
81	 VwGH 25.  07.  2002, 2001 / 07 / 0069; Sander, Kriterienkata-

log will ( grund ) rechtswidrige Bedarfsprüfung einführen !, 
< http: / /www.umweltrechtsblog.at / 2012 / 02 / 10 / kriterienka-
talog-will-grundrechtswidrige-bedarfsprufung-einfuhren.
html >.

82	 Grabenwarter / Pabel, EMRK5 ( 2012 ) § 25 Rz 9 ff.
83	 So bereits Krzizik, Probleme des österreichischen Enteig-

nungsrechts, ÖJZ 1969, 653 ff.
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zu Enteignenden am Projektgenehmigungsverfahren. 
Im Zuge der Durchführung des konkreten Genehneh-
migungsverfahrens dominieren typischerweise die 
materiell-rechtlichen Gesichtspunkte. Die Enteignungs-
voraussetzungen wetteifern überdies mit Kriterien wie 
Wirtschaftlichkeit des Projektes, Umweltschutz oder 
Nachbarschutz.84 Nachdem im konkreten Fall daher 
ein Bewilligungsbescheid für die Energieinfrastruktur-
anlage vorliegen wird, muss im Enteignungsverfahren 
daher » lediglich « die Notwendigkeit der Inanspruch-
nahme der benötigten Rechte geprüft werden. Nach 
der Rechtsprechung des VfGH ( vorwiegend zu Enteig-
nungen betreffend Stromleitungen ) schließt ein rechts-
kräftiger Bewilligungsbescheid Einwendungen wie bei-
spielsweise die Inanspruchnahme der Liegenschaft sei 
nicht notwendig, um dem Gebot des allgemeinen Bes-
ten zu entsprechen, oder sie liege nicht im öffentlichen 
Interesse, aus. Allerdings müssen von der Enteignung 
Bedrohte ihre Einwendungen bereits im Bewilligungs-
verfahren vorbringen können85. Der VwGH sieht das 
ähnlich: Im Enteignungsverfahren kann der zu Enteig-
nende nicht mehr einwenden, die Inanspruchnahme 
seines Grundstückes würde nicht im öffentlichen Inte-
resse liegen,86 auch Trassenverlegungen können nicht 
mehr gefordert werden.87 Im Enteignungsverfahren ist 
also » nur « über Gegenstand, Umfang und Notwendig-
keit der Zwangsrechte abzusprechen und die Entschädi-
gung festzulegen.

Wenn nun alleine durch die Einstufung einer Ener-
gieinfrastruktur als Vorhaben von gemeinsamem Inter-
esse ein ex lege öffentliches Interesse geschaffen wird,88 
unterstreicht dies die bisherige Verwaltungspraxis und 
Judikatur zum Beurteilungsgegenstand im Enteig-
nungsverfahren. Das vorab vermutete oder im mate-
riengesetzlichen Genehmigungsverfahren festgestell-
te öffentliche Interesse an dem Vorhaben, zu dessen 
Umsetzung die Enteignung erwirkt werden soll, schlägt 
solcherart in das Enteignungsverfahren durch, dass es 
dort gleichsam als entschiedene Vorfrage nicht mehr 
Gegenstand des Verfahrens sein kann. Somit ist zusam-
menfassend festzuhalten, dass die Vorrangeinräumung 
für Energieinfrastrukturprojekte dergestalt, wie sie 
sich die Kommission vorstellt, unseres Erachtens keine 
Änderung der Rechtslage im österreichischen Enteig-
nungsrecht bewirken würde.

84	 Pauger in: Korinek / Pauger / Rummel ( Hrsg ), Handbuch des 
Enteignungsrechts, 71.

85	 ZB VfSlg 7321 / 1974; 8083 / 1977.
86	 Zum Starkstromwegerecht zB VwGH 31.  8.  1999, 99 / 05 / 0075 

unter Verweis auf die Judikatur des VfGH.
87	 Ebenfalls zum Starkstromwegerecht VwGH 19.  9.  2000, 

2000 / 05 / 0179.
88	 Siehe dazu oben Punkt II.B.2.

IV.  Fazit

Der Ausbau der grenzüberschreitenden Gas- und Stro-
minfrastruktur ist für die Verwirklichung des EU-Ener-
giebinnenmarktes sowie die vermehrte Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien unverzichtbar. Die 
vorgesehene zeitliche Straffung des Genehmigungs-
verfahrens beschleunigt den Infrastrukturausbau und 
verbessert die Energieversorgungssicherheit in der EU. 
Fraglich bleibt freilich, ob der von der Kommission 
gewählte Zugang, Erlass der TEN-E-Leitlinien als Ver-
ordnung, mit Art 171 Abs 1 AEUV vereinbar ist, und die 
ambitionierten Pläne der Kommission ( etwa Redukti-
on der Dauer der Genehmigungsverfahren, weitere Kon-
zentration des Prozederes ) in dieser Form konsensfä-
hig sind. Für die Mitgliedstaaten stellt das neue Regime 
jedenfalls einen zusätzlichen Regulierungsschub dar, 
der die nationalen Gesetzgeber vor ernste Herausforde-
rungen stellen wird. Dies insbesondere dort, wo es um 
die Straffung und Adaptierung der nationalen Geneh-
migungsvorschriften geht.
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